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Abrechnung
mit der Noskewirtſchaft.

Anf die unglaublich dreiſte und herausfordernde Schandrede,
mit der der preußiſche Juſtizminiſter Heine am Freitag im
Preußenparlament die Schreckensherrſchaft Noskes
verteidigte, erteilte ihm Genoſſe Adolf Hoffmann eine Anit-
wort, die Hörner und Klauen hatte. Jn dreiſtündiger Rede
hielt Genoſſe Hoffmann gründlichſte Abrechnung mit dem blu
tigen Gewaltregiment der NoskeHeine, in der er treffend ſagte.
taß ſie das Kainszeichen des Brudermordes auf
der Stirn tragen. Auch wenn uns nicht Raummangel hin
derte, könnten wir die wuchtige Anklagerede des Gen. Hoffmann
nicht in der gewünſchten Vollſtändigkeit bringen. Die ganze
Parlamentsberichterſtattung iſt unter der ſogenannten „ſogia
liſtiſchen“ Regierung nämlich noch mehr als unter Wilhelms II.
Regierungsſyſtem darauf zugeſchnitten die Kritik der Un ab
hängigen Sozialdemokraten möglichſt totzuſchweigen. Das
gilt ſowohl für die offiziöſe des Wolffſchen Bureans, wie auch
für die von Baake:; ſie iſt einfach ein Skandal. So füllt z. B.
der Bericht über die Rede Heines im Vorw. über eine Seite,
während die 3ſtündige Rede Adolf Hoffmanns mit fünfzig
Druckzeilen abgetan wird. Wir geben nun aus Hoffmanns
Rede noch das Folgende wieder:

0

z'ur Verhandlung ſteht der Antrag der unabhängtgen ſozial
97 demokratiſchen Landtagsſraktion auf

Beſeitigung des Selagernn R ndes und des Standrechts in
erlin.

Rach der Rede Heines erhielt um 63 Uhr abends
Adolf Hoffmann (U. Soz.)

8 Begründung des Antrages das Wort: Die Rede des Herrn
eine hat uns lebhaft an den ſeligen Puttkamer erinnert,

wenn er die Sozialdemokraten und ihren Zuſammenhang mit
den Anarchiſten geißelte. Wir beantragen die Einſetzung einer
parlamentariſchen Unterſnchungskommiſſion und die Heran-
ziehung einer gleichen Mitgliederzahl des Groß Berliner Voll
zugsrates. (Aha! bei der Mehrheit.) Die Unterſuchung wollen
wir nicht wieder einem Militärgericht überlaſſen. aber auch nicht
einem Juſtizminiſter, der ſich heute in ſeiner ganzen
Figur enthüllt hat. (Sehr gut! b. d. U. Soz.) Der General
ſt rei war nicht ſinnlos, er war das einzige Mittel des Volkes,
ſein Recht zu erzwingen. Die Regierung, die den A. und
S.-Räten ihr Daſein verdankt, hat ſich ihrer Väter
geſchämt und wollte von der noblen Geſellſchaft in Gnaden auf-
genommen werden. (Sehr wabr! b. d. U. Soz.) Und als ſich die
Arbeiter rührten, da kam die Regierung mit dem Plakat: Die
Sozialiſierung marſchiert!“ Ach es wird nicht lange dauern,
dann wird die Regierung ſelbſtmarſchieren. (Zuruf:
Sie ſind ja ſchon ſelbſt aus der Regierung marſchiert! Heiter
keit.) Jch bin freiwillig aus der Regierung herausgegangen,
weil ich nicht mehr mit Leuten zuſammenarbeiten wollte, die

lfolwe BVlutſchuld auf ſich geladen
h hatten. (Lachen und Zurufe b. d. Mehrheit.) Jch habe Zeit,

ich darf ſa vor 6 Uhr früh nicht zu Hauſe ſein. (Heiterkeit.)
Die Sozialiſierung des Bergbaues iſt nur ein Erfolg des

r Seneralſtreiks. Wir und die Kommuniſten haben dringend
vor der Anwendung von Gewalt gewarnt. Wir wollten den
Generalſtreik in Ruhe durchführen. Die Regierung und ihre
Hintermänner hatten aber ein Intereſſe daran, die Bewegung
durch bezahlte Lockſvitzel auf die Bahn der Gewalt zu loden.
Spitzel und Regierungstruppen haben die Schießerei erſt ver-
urſacht. Da haben ſich die Volksmarinediviſion unddie Republikaniſche Soldatenwehr gewehrt Frei-
lich haben ſich der Bewegnng auch Leute angeſchloſſen, die uns
für Schwachinſkie halten, weil wir Menſchenleben ſchonen
wollen. Daß VPlünderungen vorgekommen ſind. iſt begreiflich,
denn viereinhalb Jahre haben die Leute ja auf Komm anſd o
geplündert. Wilhelm II. gehört ja ſelbſt zu den Deſer-
huren. (Pfuirufe rechts.) Warum rufen Sie denn Pfui?
Weil Sie etwas ſagen, was Sie nicht verantworten können.
ja, er iſt doch, ſtatt an der Spitze ſeiner Trupven zu ſterben,
reflüchtet. Jch habe ja nichts gegen Deſertenre und nehme es
ihnen nicht übel. (Unruhe rechts.) Wir ſelbſt hier im vreu-
ßiſchen Parlament ſtehen ja unter einem Belagerungs-
zuſtand, wie ihn ſich kein anderes Larlament gefallen laſſen
würde. (Sehr richtig! b. d. Unabh. Soz.) Noch immer ver-
bietet die Regierung Zeitungen ohne jeden Grund. und der
Juſtizminiſter Heine möchte ſogar dauernd die Rote Fahne ver
dieten, wenn er könnte. (Hört, hört! b. d. Unabh. Soz.)

Einigung des Proletariats wird erfolgen über die Köpfele derjenigen hinweg, die das Proletariat verraten haben.

kündernngen und Ausſchreitungen fallen nicht einer
Laſt, ſondern ſind auf das Lumvenvroletariat zurück

uführen. Dieſem könnte nur eine Arbeiterwe her wirungevoi entgegentreten. Der Kommuniſt Herfurth hat geoagt,
es ſei die Parole ausgegeben. ſich an Unruhen nicht zu beteiligen.
Die Dachſchüven dalte ich für Geſpenſterz die
Schießereien entwickeln ſich häufig aus überflüſſigen Scherzen.
Es finden auch viele ungerechtfertigte Feſtnahmen ſtatt Die
Abſperrungsmaßregeln ſind übertrieben; gegen Barrikaden
dürfte man nicht mit Minen und Geſchüten vorgehen aus
Rückſicht auf die am Kompfe Unbeteiligten. Die Lügen-
berichte, die über die Sparlakiſten verbreitet werden, ſollen
nur dazu dienen. die Truppen aufzureizen. Es
müßte eine unvarteliſche Unterſuchungskom miſſion
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veranlaßt durch die ebenſo berüchtigte Schauernachrſcht
aus Lichtenberg von der Ermordung von den 60 oder gar
1560 Polizeibeamten. Das Standrecht hatte und hat keine ge
ſetzliche Unterlage. Juriſtiſch iſt dieſe tollſte Ausgeburt des
Größenwahns der Ungeſeszlichkeit überhaupt nicht zu begrün-
den. Was heute von den Rechtsſozialiſten praktiziert wird, iſt
dasſelbe, was Wilhelm II. 1900 im Chinafeldzuge befahl:
Pardon wird nicht gegeben, Gefangene werden nicht gemacht.“

Die Nachricht aus Lichtenberg war eine amtliche. Tat-
ſächlich haben ſich alle jene angeblich erſchoſſenen Polizeibegm
ten bis auf zwei oder drei nachher wieder eingefunden. Auf
dieſem amtlichen falſchen Bericht beruht aber der Noskeſche
Erlaß. Selbſt die Voſſiſche Ztg. gibt dem Gefühl der Be
ſchämung Ausdruck darüber, daß ein derartiger amtlicher Be
richt hat erſtattet werden können. Die unerhörten Zuſtände in
Lichtenberg wären zu vermeiden geweſen, wenn nicht blinder
Haß, Luſt am Schießen und eine durch die Militärbehörden
geradezu prämiierte Denunziationswut den Sieg
über die Vernunft davongetragen hätten.

Nach 3ſtündiger Rede ſchließt Hoffmann mit der Be
merkung, die Regierung trage das Kainszeichen des Brnuder-
mordes an der Stirn und die Unabhängigen ſeien froh, aus
der Regierung ausgetreten zu ſein.

u

Einſetzung einer Anterſuchungskommiſſion.
Die Fraktion der Unabhängigen Sozialdemokraten in der

preußiſchen Landesverſammlung hat folgenden Antrag ein
gebracht:

„Die verfaſſunggebende preußiſche Landesverſammkung
wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen, ſofort eine
Unterſuchungs kommiſſion einzuſetzen, die, be
ſtehend aus einer gleichen Anzahl Mitglieder der Landesver-
ſammlung und des Berliner Vollzugsrates, die Aufgabe hat,
die Vorgänge zu unterſuchen, welche ſich auf den
Straßen GroßBerlins in den letzten Wochen abge-
ſpielt haben und damit im Zuſammenhang ſtehen.“

Dieſer Antrag wird am heutigen Montag beraten werden.
Die amtliche Lügennachricht über den Lichtenberger

Beamten mod.hat blitzlichtartig die dunklen Machenſchaffen aufgehellt, deren
ſich die Herren aus dem Edenhotel bedienen, um die „ganze
Arbeit“, die ſie gegenwärtig in Berlin verrichten, vor der
Oeffentlichkeit zu rechtfertigen. Herr Noske der hinter dieſem
verwerflichen Treiben ſeiner Günſtlinge ſteht, ihre Taten
fördert und rechtferrigt, hatte in der Nationalverſammlung die
Kühnheit, die Verbreitung der erlogenen Nachricht der Preſſe
zuzuſchreiben, die durch „die Sucht nach Senſation mehr ge-
meldei hat, als der Sitnation entſprach“. Die B. am Mitkag
ſieht ſich aus dieſem Grunde veranlaßt, den Schleier über den
ganzen Vorgang reſtlos zu lüften. Sie ſtellt feſt, daß ſie die
ungehenerliche Nachrichh am Sonntag vormittag gegen 11 Uhr
von einer militäriſchen Stelle übermittelt bekommen
habe. Die Redaktion wollte die Nachricht nicht ohne Nach-
vprüfung veröffentlichen und ſtellte daher die be
treffende Ausgabe zunächſt ohne die Greuelgeſchichte her. Da
wurde ihr plötzlich vom Preußiſchen Miniſterium die folgende
amtliche Meldung übermittelt:

„Das Kommando der Schuſmannſchaft meldet: Sämtliche
Beamte des Lichtenberger Polizeipräſidiums ſind ermorde
worden.“

Der übermittelnde Beamte des Miniſteriums bat drin-
gend, die Meldung in der B. Z. ſogleich zu veröffent
lichen, allenfalls, wenn die Zeitung ſchon fertiggeſtellt ſei, ſie
*rch ein Extrablatt zu verbreiten! Jn dem gleichen
L ugenblick meldete die Garde-Kavaberie-SchützenDiviſion:
„Das Polizeipräſidium wurde geſtürmt, ſämtliche Ein
wohner, mit Ausnahme des Sohnes des Polizeipräſidenten,
auf viehiſche Weiſe niedergemacht.“ Daraufhin ſtellte die
B. Z. am Mittag ſofort eine zweite Auflage her, und die Ber
liner Bevölkerung wurde auftraggemäß in Furcht und Schrecken
verſett.

Die gewiſſenloſe Art, mit der die Lüge über Lichtenberg in
die Welt geſetzt wurde, ſtellt nach der neueſten Darſtellung das
Schimpflichſte dar. was femals an amtlicher Beeinfluſſung zu
unſanberen Zwecken geleiſtet worden iſt. Wohlverſtanden: und
das unter einer „ſozialiſtiſchen“ Regierung. Darauf können ſich
unſere Regierungsſozialiſten wirklich etwas ein
bilden

Das Sktand, recht endlich beſeitigt!
Berlin, 16. März. (W. T. B.) Feichswehrminiſter Noeke

erläſtt folgende Bekanntmachung Die militäriſchen Maß-
nahmen in Groß- Berlin ſind zum Abſchluß gelangt. Die
Kämpfe haben aufgehört. Deshalb hebe ich den Befehl vom
9. d. M. guf, wongch zu erſchießen ſei, wer mit Waffen gegen
die Regierungstruppen kämpfend angetreffen wird. Dabei
gehe ich von der Annahme aus, daß Ordnung und Sicherheit
nicht mehr geſtört werden.

Der Belagerungszuſtand wird indes noch weiter anfrecht
erhalten. Er iſt das Hanpfregierungsmittel Noskes, und dieſer
Gewaltwmenſch rühmt fich deſſen noch! Die Geſchichte wird feine
„Regierungs' zeit dereinſt als ein Kapitel der Schande
buchen!

Wilhelm I. und Noske.
Die Voſt ſchreibt in einer Polemik gegen den Vorwärts:

Herr Noske weiß, wie man Rebelenvolf zu behandeln weiß.
Wilhelm l. wäre noch heute Dentſcher Kaiſer,
wenn er nicht Bethmann Hellweg, ſondern Noske an ſeiner
Etelle gehabt hätte.
Herr Noske wird es ſicher bedauern, daß die Poſt ſeine

keiten nicht ſchon vor dem 9. November endet hat.
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Berlin, 15. März. T. B.) Die Abkommen über bie
Lebensmittelverſorgung Deutſchlands, über deren Finanzierung
und über die Zurverfügunaſtellung der deutſchen Handelsflotte,
ſind nach zweitägigen Verhandlungen in Brüſſel heute unter
zeichnet worden. Nach den Vereinbarungen über die Lebens
mittellieferungen ſoll Deutſchland, ſobald die Schiffe bereit ſind,
in See zu gehen, und ſobald die Bezahlung geregelt iſt, die
erſten Lebensmittel in Höhe von 270 000 Tonnen ſofort ge
liefert erhalten. Deutſchland hat weiter das Recht,

monatlich bis zu 70 900 Tonnen Fett und 300 000 Tonnen
Brotgetreide

oder ihren Gegenwert in anderen menſchlichen Nahrungsmitteln
zu kaufen und einzuführen, und zwar nicht nur aus Amerika
und den Ländern der Entente, ſondern auch aus neutralen
Staaten. Die Einfuhr von Fiſchen aus Fängen in europäiſchen
Gewäſſern und die Einfuhr von Gemüfen ſoll hierbei nicht in
Anrechnung gebracht werden. Die Einſchränkungen kinſichtlich
des Fiſchfanges in der Oſtſee werden ſoſort aufgehoben. Zah-
lung ſoll für jede Lieferung im voraus erfolgen. Die Ver
ſorgung des linfsrheiniſchen Gebites ſoll ingleicher Weiſe wie die des rechterheiniſchen Gebietes erfolgen.
Die deutſche Regierung ſoll ferner die Verſchiffung über deutſche
Häfen und das Jnland nach Tſchecho-Slowakien und Oe“ er
reich geſtatten. Um die Lebensmittelbeſchaffung zu ermöglichen,
werden die aſſoziierten Regierungen den Verkehr nach dem
Auslande für Deutſchland erleichtern. Jn Rotterdam ſoll eine
ſtändige Kommiſſion die kaufmänniſchen und ſonſtigen Fragen,
die ſich aques dem Abkommen ergeben, regeln. Die nach Deutſch
land eingeführten Waren müſſen bar bezahlt werden, wobei
Dahlungen in Reichsmark ausſcheiden. Für die Bezahlung
kommen in Betracht die Eriöſe von Ansfuhren aus Deutſch
land ſowie Ladung in deutſchen Schiffen in neutralen Häfen.
Kredite in neutralen Ländern. Verkauf oder Verpfändung aus
ländiſcher Wertvaviere und Anlagen, Frachten deutſcher Schiffe
und ſchließlich Gold, das als proviſoriſche Sicherheit für Vor

üſſe d t. Da aſſoz' arten Regierungen über 270000e onnen tig Z alſerungtrerrlénse bernehmea
und nur eine Einfuhrerlaubnis von je 370 000 Toniten monat
lich geben. muß Deutſchland damit rechnen, den Verſuch zu
miachen, einen nicht unerheblichen Teil der

Lebensmittel von den Reutraken
zu faunfen. Es ſind daher Beſtimmungen über die Ansfuhr
nach neutralen Ländern und die Verwertung von Gold
und ans ländiſchen Wertvapieren für Kredite für Nahrungs-
mitteleinfuhr aus neutraſen Ländern getroffen worden. Die
Beſtimmungen über den Verkehr mit neutralen Ländern, ins
beſondere die Ausfuhren und den Finanzverkehr, enthalten
verſchiedene Klauſeln, insbeſondere werden die aſſoziierten Re
gierungen Liſten über Waren, deren Ausfuhr verboten iſt, ein
händigen: auch iſt das Syſtem der ſchwarzen Liſten in den neu-
tralen Ländern noch nicht aufgehoben, obgleich deſſen Milderung
erwogen wird. Die aſoziterten Regierungen haben ent-
ſcheidenden Wert darauf gelegt, daß Deutſchland die Lebens-

mitteleinfuhren möglichſt durch Ausfuhren finan-
ziert. Es iſt daher beſtimmt worden, daß abgeſehen von der
Bezahlung der bereits früher feſt zugeſagten

270 000 Tonnen Gold
und ausländiſche Wertpapiere, einſtweilen nur im Betrage von
200 Millionen Dollar für die Bezahlung der Lebensmittel
einführen verwertet werden dürfen. Ferner haben die aſſogi
ierken Regierungen, die auf die Belebung der induſtriellen
Ausfuhrtätigkeit und damit auf die Wiederherſtellung der
inneren Ordnung in Deutſchland einzuwirken, verlangt, daß
die Einfuhren niemandem zukommen dürfen, der infolge eige-
nen Verſchuldens arbeitslos iſt. Die deutſche Regierung hat ſich
ſchließlich bereit erklärt, in Brüſſel ein Depot von 11 Millionen
Pfund Sterling in Gold zu hinterlegen, damit mit der Liefe-
rung von Lebensmitteln ſofort begonnen werden kann.

Das Depot iſt zurückzngeben, ſobald andere Mittel bereit
geſtellt tverden für die Ueberlaſung der beſchlagnahmten aus-
ländiſchen Wertpapiere an die aſſoziierten Regierungen. Es
ſollen von aſſoziierter und deutſcher Seite Komitees gebildet
werden, die an einem noch zu bezeichnenden Plas zuſammen
treten werden. Die aſſoziierten Regierungen verlangen ferner
daß mit der Beſchlagnahme ausländiſcher Wertpapiere ſofort
vorgegangen wird, was deutſcherſeits anerkannt wurde. Durch
die bislang von den aſſoziierten Regierungen anerkannten
Zohlungsmitkteln wird etwa nur die Hälfte der Lebensmittel zu
decken ſein, deren Einfuhr nach Dentſchland geſtaltet iſt. Die
Frage der Deckung des Reſtes muß ſpäteren Verhandlungen
vorbcebalten bleiben.

Das Abkommen über die Burverfſgüngſtellung der
Flotte entbält die Ausfübrungabeſtimmungen zum Trierer
Abkommen, Hierbei ſind einfge Zuſagen gemacht worden, ins
beſondere ſind gewiſſe Ausnahmen, wenn anch vorläufig nur
vroviſoriſch, zugeſtanden. Ebenſo bezüglich der deutſchen
Mannſchaft und der Schifféladungen. Auch die Frage des
Delegierten iſt in einem Sinne entſchieden worden der eir
Arbeiten desſelben erboffen läßt. Der weſentliche Anterſchied
dieſer Vereinbarungen gegenüber den bisherigen Verhand-
lungen liegt darin, daß die aſſoziierten Regierungen nicht
Deutſchland die Lieferungen einer beſtimmten Menge von
Lebenvmitteln garantieren, ſondern das Recht einräumen,
Lebensmittel in der Höchſtmenge von 370 000 Tonnen monat
lich durch ſelbſtändigen Abſchluß von Verträgen in den feind
lichen oder neutralen Stagten einzuführen. Die Erhaltung
der Kredit fähigkeit Deutſchlands gegenüber dieſen Ländern iſt
daher die Vorausſetzung für die Möglichkeit der Ausnnßnnz
der Eininhrerlanhnis und deshalb iſt unſere wichtigſte Auf
egbe jetzt. die möglichſte Steſgerung der Ausfuhr von Roh-

Fahig ſtofſen und induſtriellen Erzeugniſſen.



meen HandelsdladAmſterdam, 16. März. Dem Al
lge ſoll Anfang nächſter Woche der Transport einer gro
enge kondenſierter Milch und Speck von Rotter-

dam nach Deutſchland beginnen. Ungefähr ein Drittel der ge
amten Milch, die Deutſchland zugewieſen wird, befindet ſich
chon in Rotterdam. Desgleichen ſind ſchon mehrere raufend

Tonnen Speck dortſelbſt auſgeſtapelt. (W. T. BV.)

Daß Deutſchland von der Entente erſt in höchſter Rot und
ter ſo erſchwerenden Bedingungen eine geringe Zufuhr von

ebensmitreln erdält, iſt nicht zuletzt Schuld der Rechtsſozia
liſten und der jetzigen Regierung. Sie tragen ſchuld, daß die
Vaffenſtillſtandsver handlungen von einem ſchwer kompromit
tierten Vertreter der Parteien geführt werden, die das alte
Regine geſtürzt hat. Sie haben jede Derſtändigung mit
Sowjetrußland abgelehnt. und ſo die Möglichkeit der Nah
rungemitteleinfuhr aus Rußland unterbunden. Sie haben
den Jmperialiſten der Entente billige Argumente zur Ver-
ſchlexpung der Verhandlungen geliefert, und ſie haben die ange
votene Freundeshand aus dem Oſten zurückgeſtoßen.

Die Politik der Rechtsſozialiſten, die ſie nicht nur während
des Krieges, ſondern auch während der Revolution zum Bünd-
nis mit der Bourgeoiſie geführt hat, hat auch in der Frage der
Lebensmittelverſorgung zu den verderblichſten Folgen geführt.
Die Parole der Bourgeoiſie war: lieber an die Entente alles
vezahlen, als die Verſtändigung mit dem bolſchewiſtiſchen
Rußland. Die von der Bourgeoiſie abhängige Politik der
Rechtsſozialiſten hat deshalb nach der Entente geſchielt und
Rußland brüskiert.

Und die Folge für die deutſchen Arbeiter? Das von Ruß-
lend angebotene Getreide wurde zurückgewieſen, und
auf die dafür verſprochenen amerikaniſchen Lebensmittelſchiffe
wartet die hungernde Bevölkerung immer noch. Das deutſche
lat erlebt eine bittere Enttäuſchung nach der anderen.
9 dieſe harte Velehrung durch den Gang der Ereigniſſe nicht
umſonſt ſein!

Der zweite Rätekongreß.
Berlkin, 16. März. (W. T. B.) Der Zentralrat der deut-

ſsen ſozialiſtiſchen Republik gibt bekannt: Die vorläufige
Tagesordnung des zweiten deutſchen Rätekongreſſes lautet:

1. Bericht des Zentralrates. Referent: Leitner.
2. Der Aufbau Deutſchlands und das Rätefyſtem. Referent:

Nax Cohen.
8. Die Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens.

Karl Kautsky.
a. Neuwahl des Zentralrates.
Alle dem Rätekongreß betreffenden Anfragen ſind an die

Kongreßkommiſſion des Zentralrates Berlin, Herrenhaus, zu
richten, Richtlinien für die Wahlen und über die Wahlkreis-
einteilung ſind ebendort erhältlich.

Nosketruppen gegen ſtreikende Arbeiter.
Vom Zentralverband der Film- und Kinoangehörigen

Deutſchlands werden dem Berlier Vorw. folgende Tatſachen
mitgeteilt:

„Geſtern abend wurden vier Mitglieder des Zentralverbandes,
die vor den Marmorlicht ſpielen am Kurfürſtendamm
Streilpoſten ſtanden, durch einen Leutnant verhaftet,
der ihnen den ſchußfertigen Revolver vorhielt. Sie wurden
maßlos beſchimpft („Faules Geſindel uſw.), geſchlagen und in
den Keller des Theaters geführt, wo ſie über eine Stunde
bleiben mußten. Jhre Bitte, mit dem Stadtkommandanten
Klawunde telephoniſch zu ſprechen, wurde abgelehnt.
Schließlich wurden die vier Streikpoſten unter Bedeckung nach
dem Edenhotel abgeführt, wo ſie erſt nach einer Stunde
durch das Eingreifen des Verbandsvorſitzenden erlöſt wurden.

Auch heute vormittag wurden Streikpoſten verhaftet und
zum Teil mit Kolbenſtößen fortgejagt. Der Kommandant
der Friedrichſtadt, v. d. Gol tz, hat den Antrag, den Führer
des Streiks, Regiſſeur Waner, wegen Geiſteskrankheit
zu verhaften, abgelehnt.

Daß ſtreikende Arbeiter an der Ausübung ihres Koalitions
rechtes von Regierungstruppen gehindert, ja deshalb be-
fchimpft und geſchlagen werden, weil ſie ſtreiken

auch das iſt eine treffliche Jlluſtration zu der regierungs-
ſozialiſtiſchen Gewaltpolitik. Wahrhaftig, dieſe „ſozialiſtiſche“
Regierung übertrumpft die unter Wilhelm II. üblichen Gewalt-
tätigkeiten noch um ein Erkleckliches! Bezeichnend iſt auch, daß
der Vorwärts zu den Beſchimpfungen und Mißhandlungen der
Streikenden durch die Noske-Soldateska kaum ein Wort der
Kritik findet. Aber freilich er iſt ja Regierungsorgan!

Attentate auf Trotzki und Lenin.
Die Times melden aus Helſingfors, daß auf Trotzki, der vn

einer Jnſpektionsfahrt nach der Rigaer Front zurückkehrte, auf
einem Bahnhof beim Ausſteigen aus dem Schlafwagen von
einem Soldaten der Roten Garde geſchoſfen worden ſei. Eine
Kugel habe ſeinen Hut durchbohrt. Am ſelben Abend zeigte
Trotzki den Sowjets in Petersburg, wo er ſprach. das Loch in
ſeinem Hut. Er teilte mit daß einer ſeiner Aſſiſtenten getötet
und ein anderer verwundet worden ſei.

Wie dem Neuen Wiener Tageblatt aus Krakau gemeldet
wird, wurde auf Lenin gleichfalls ein Attentat verſucht.
Lenin fuhr in einem Automobil, als einige Leute gegen ihn
zehrere Schüſſe abgaben. Der Chauffeur Lenins wurde ſchwer
verletzt. Lenin ſelbſt blieb unverſehrt. Die Atten-
täter wurden verhaftet.

Clemenceans Attentäter zum Tode verurtrilt. Laut Havas
Meldung iſt in dem Prozeß gegen den Poliziften Courſat und
den Soldaten Decaudin und Cottin wegen vorbedachten

ordverſuchs gegen Clemenceau Cottin zum
verurteilt worden.

Geueralſtreik der belgiſchen Bergarbeiter.
Nach Meldung des Temps wurde in den Werkſtätten von

Ceockerill und in den Fabriken von Ougré-Marchah bei
Lüttich der Generalſtreik verkündet. Der Ausſtand droht
auf das Kohlengebiet überzngreifen. Die ſozialiſtiſchen
und chriſtlichen Gewerkſchaften gehen gemeinſam vor. Die Ar-
beiter verlangen Herabſetzung der Arbeitszeit auf 9 Stunden,
die Unternehmer lehnen es jedoch ab, Zugeſtändniſſe zu machen
und wollen am Zehnſtundentag feſthalten. Jn der Kammer
prachte der Deputierte Leo nard einen Geſetzentwurf ein,
nach welchem die Regierung zur Feſtſetzung der Arbeitszeit in
den in Betracht kommenden Jnduſtrien ermächtigt werden ſoll.

Die Bergarbeiter fordern den Siebenſtundentag.
In einer vom alten Bergarbeiterverband einberufenen Konferenz

n Vochum zur Beſprechung aller im Vordergrund ſtehdender
Bergarbeiterfragen gelangte einſtimmig ein Antrag zur Annahme,
der verlangt, daß am 1. April d. J. die 7 ſtündige, ab Januar
1920 die ſiebenſtündige, und ab 1. Januar 1821 die ſechs-
tündige Arbeitszeit einſchließlich Ein und Ausfahrt zurElabrhng gelangen ſoll. Erfolge die Schichtverkürzung nicht

i die r Tr An r 7i wurde ein Telegrawm geſchickt, in dem u. a. die geſetze Regeinng der Steiger, Beiriebs. Revier- und Bezirksräte
und die allſeitige Anerkennung dieſer Räte gefordert wird.

Referent:

zum 1. April, dann

Verfaffungs Beratung
im Preußenparlament.

8. Sitzung, Sonnabend, den 15. März 1910, nachmittags 2 Uhr.
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 20 Min.
Wiederum haben mehrere Abgeordnete von ihren Wohnorten

aus den Sitz der Landesverſammlung wegen Verkehrsſchwieris
keiten nicht erreichen können.

Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt vier förmliche
Anfragen betr. 1. die Loslöſung der Rheinlande von

eußen, 2. die Trennung von Teilen Poſens, Weſt und
ſtpreußens und Oberſchleſiens von Preußen, 3. die

Unteilbarkeit und Unverſehrtheit des preußiſchen
Staates, 4. den polniſchen Aufſtand und die Waffenſtill
ſtandsver handlungen mit den Polen.

Auf die Frage des Präſidenten erklärt
Miniſterpräſident Hirſch die Bereitwilligkeit der Regierung,

die Interpellationen zu beantworten; über den Termin werde
ſie ſich mit dem Präſidenten des Hauſes benehmen.

Damit ſind dieſe vier Gegenſtände für heute erledigt. Das
Hans tritt ein in die erſte Beratung des
Entwurfs eines Geſetzes zur vorläufigen Ordnung

der Staarsgewalt in Preußen.
Abg. Dr. Her gt (Dtſchnail.) polemiſiert gegen die neulichen

Ausführungen des Miniſterpräſidenten. Die Rede klang d
etwas nach einer Parteirede des alten Stils. (Sehr a
rechts. Wir hätten erwarten können, daß neben den Mängeln
des alten Preußens, die wir gewiß nicht verkennen (ironiſche
Zurufe bei den Soz.: Jetzt!), auch ſeine guten Seiten erwähnt
worden wären. Wir haben uns damit abgefunden, unter einer
republikaniſchen Staatsgewalt zu leben. (Zuruf: Weil Jhr
müßßt!) Aber dem monarchiſchen Gedanken kann uns niemand
abſpenſtig machen. (Beifall rechts.) Jn tiefer Dankbar-
keit gedenken wir deſſen, was das Hohenzollernhaus
für Preußen getan hat wie ſeine Vertreter Vorbilder preußi-
ſchen Pflichtgefühls, preußiſcher Sparſamkeit geweſen find. (Ge
lächter und Zurufe bei den Soz., Beifall rechts.)

Miniſterpräſident Hirſſch: Der Vorredner hat meine Rede
von geſtern kritiſiert. Eine Klaſſenherrſchaft haben wir nicht
jetzt, die hatten wir früher. Wir ſtehen feſt auf dem Boden der
Demokratie. Ein Regierungsprogramm aufzuſtellen, war nicht
unſere Aufgabe. Das müſſen wir denen überlaſſen, die nach
uns die Regierung bilden werden. Der ſchwerſte Vorwurf, den
der Vorredner der Regierung gemacht hat, iſt der, daß ſie ſich
auch betätigt hat. (Sehr gut! bei den Soz.) Die Verord
nungen der Regierung zur

Beſeitigung der Klaſſenparlamente in den Gemeinden
und Kreiſen, waren ein dringendes Gebot der Notwendigkeit.
(Widerſpruch rechts. Lebhafte Zuſtimmung bei den Soz.) Es
war ein Unding, wo die Klaſſenherrſchaft zuſammengebrochen
iſt. noch Klaſſenparlamente im kleinen zu behalten. (Sehr
wahr! bei den Soz.)
Ein Stgatspräſident für Preußen iſt nicht notwendig. Er

könnte aufgefaßt werden als ein Erſatz der Monarchen (Zuruf:
Platzhalterl) Dieſen Eindruck wollen wir vermeiden. Es
würde keinen guten Eindruck machen. wenn es außer dem
Reichspräſidenten noch zwei Dutzend andere Präſidenten geben
würde. (Beifall.)

Abg. Heil mann (Soz.): Herr Zergt hat geſtern wie heute
erklärt, daß ſeine Partei keinerlei Verſuche einer Gegenrevo-
lution machen werde, aber in der Sache iſt er mit einer Schärfe
vorgegangen, die von Provokation nicht weit entfernt war.
(Lärm rechts.) Die Deutſchnationalen müſſen außerhalb der
Welt gelebt haben, wenn ſie glauben, daß in den Gemeinden
alles in ſchönfter Ordnung war. Es iſt beinahe zum Blutver
gießen gekommen, weil ein Zuſammenarbeiten der Arbei. er
und Soldatenräte mit den nach dem Dreiklaſſenwahlrecht zu
ſammengeſetzten Gemeindevertretungen nicht möglich war. Wir
erwarten, daß die Regierung gegen Bürgermeiſter, die ſich
weigern ſollten, die Verordnung durchzuführen, nachdrücklichſt
vorgeht. Man wußte ja eigentlich nie, was in Preußen galt,
der Königswille oder der Jnnkerwille, niemals aber der Volks-
wille. Man wußte nie in Preußen, was ſtärker war, das
Staatsintereſſe z. B. bei notwendigen Kanalbauten oder
bei der notwendigen inneren Koloniſation oder das
Junkerintereſſe, das dem König bedenkenlos Trotz bot. (Unruhe
rechts. Beifall bei den Soz.) Wir verſtehen Jhre wehmütigen
Erinnerungen an die Zeit Jhrer Alleinherrſchaft. Wir hoffen.
daß die Vorlage aus der Kommiſſion unverändert hervorgehen,
und der deutſchen Nation und Preußen zum Segen gereichen
wird. (Beifall bei den Soz.)
Abg. Dr. Am Zehnhoff (Zentr.): Es kommt für jetzt nur
darauf an, ob die Vorſchläge des Entwurfs ſo beſchaffen ſind,
daß ſich zurzeit damit leben läßt, das ſcheint uns der Fall zu
ſein. Mit der Frage des Staatspräſidenten ſollten wir die Be
ratung jetzt nicht belaſten.

Abg. Heilbrunn (Dem.): Meine politiſchen Freunde
ſtehen auf dem Standpunkt. daß die Kompetenzen, die in der
Vorlage der Nationalverſammlung üboertragen werden ſollen,
etwas kärglich bemeſſen find. Von dieſem Geſichtsvunkt aus
halten wir es nicht für richtig, daß man dazu übergegangen iſt,
das Kommnnalwahlrecht auf dem Wege der Verordnung zu
regeln. (Beifall und lebhafte Zuſtimmung bei den Dem.)
Zwei große Geſichtspunkte ſind es. von denen meine volitiſchen
Freunde ſich bei ihrer Stellungnahme zu dieſer Vorlage leiten
laſſen; einmal das Bekenntnis zum Reich als eines ſtarken Ein
heitsſtagtes und dann das Beſtreben, eine feſte Staatsinſtanz
zu ſchaffen für die geordnete Fortführung der Geſchäfte. (Lebh.
Beifall bei den Demokraten.)

Abg. Roſenfeld (U. S.):
Die Verfaſſung eines Landes iſt nach Laſſalle die Wiedergabe

des beſtehenden Machtverhältniſſes. Der Eniwurf läßt aber
die jetzigen Macht verhältniſſe nicht erkennen, erkennt nicht ein
mal die Arbeiter- und Soldatenräte. Wir ſtellen uns auf
dieſen Boden des Räte- Syſtem s. Wir erſtreben
die Diktatur des Proletariats, die

den Sozialismus herbeiführen
ſell. Wenn Sie glauben, jetzt durch die Nationalverſammlung
die Räte begraben zu können, ſo verkennen Sie die wirtſchaft
liche Macht der Räte. An die Stelle der ſozialiſtiſchen Republik
haben Sie die demokratiſch-kapitaliſtiſche Republik geſetzt. Hüten
Sie ſich, das Proletariat herauszufordern. Es ift mit der alten
Regierung fertig geworden und wird auch mit dem neuen
Regime fertig werden. Der Redner begründet des weiteren
eine Reihe von Abänderungsanträgen. So ſoll nur die ver-
faſſunggebende Verſammlung allein das Recht haben, ſich zu
vertiagen. die Jmmunität ſoll verſchärft werden. Wir bean--
tragen endlich in dem Entwurf einen neuen S 8 des Jnhalts:
„Die Familiengüter des Hauſes Hohenzoſlern ſind Eigentum
der preußiſchen Fepnublik.“ Wenn die preußiſche Republik wirk-
lich eine ſozigaliſtiſche Republik ſein will, darf und wird ſie
vor dieſen Familiengütern nicht halt machen. Dieſe Güter ſind
bereits beſchlagnahmt worden; wir wünſchen, daß jetzt ein
Schritt weiter gegangen wird. Was die Hohenzollern
veſitzen, haben ſie nicht ihrer perſönlichen
Tätigkeit, ſondern ihrer biſtoriſchen Tätig-eit zu verdanken, und mit dem Wegfall derſelben hat
glles, was ſie dem vreußiſchen Volke verdanken, an die preu-
ßiſche Republik zurückzufallen. Dieſe Anträge werden ein
Prüfſtein für die Demokratie ſein, auch für die Sozialdemokratie in dieſem Hauſe. Jn Dentſch- Oeſterreich ſind die-
ſelben Forderungen geſtellt worden.

Jn einem bürgerlich-kapitaliſtiſchen Staate gibt es keine
wahrhafte Demokratie,

darum wollen wir zunächſt den Kapitalismus brechen und die
Sozialiſierung durchführen. Freilich in den Ausführungen des
Vertreters der Rechtsſozialiſten war von Sozialismus

r könnte. Es war girgenda zu erkennen 1einer r die ſich ſozialdemokratiſch wer
wollen ernſt machen mit unſerer Forderung des Sozialismus
und ſchon die vorläufige Verfaſſung ſo zu geſtalten ſuchen, daß
die Rechte der Arbeiterſchaft nicht zu kurz kommen und der
Einfuhrung des Sozialismus nichts im Wege ſteht. Es lebe
e W e ehe alter Beifall und Hände-latſchen bei den Unabh. Sozialdem.

Abg. Dr. v. Richter (D. Volksp.): Die Volksvertretung
durfte nicht in den wichtigſten Fragen ausgeſchaltet werden.
Es iſt geradezu ein Schlag in das Geſicht der Volksvertretung,
wenn kurz vor den Wahlen, wenn ſogar noch nach den Wahlen,
wenn ſchließlich ſogar dicht vor dem Zuſammentreten der
Landesverſammlung noch einſchneidende Verordnungen mit
Geſetzeskraft als Notverordnungen erlaſſen wurden. Wir
müſſen uns aufs ſchärfſte gegen die Möglichkeit neuer Ueber
griffe der Regierung auf dieſem Wege verwahren.

Damit ſchließt die Beſprechung.
Die Vorlage geht an eine Kommiſſion von 27 Mitgliedern.
Präſident Leinert ſchlägt vor, dieſe Kommiſſion am Mon-

tag tagen zu laſſen. und die nächſte Sitzung am Dienstag 2 Uhr
abzuhalten mit der Tagesordnung Antrag von Kries (Dtſch.
Natl.) betr. der Verhaftung von Mitgliedern der Landesver-
ſammlung in Poſen und Reſt der Tagesordnung.

Zur Geſchäftsordnung bemerkt Abg. Adolf Hoffmann (U.
S.): Jch bitte, die Kommiſſion am Dienstag tagen zu laſſen
und am Montag 11 Uhr an erſter Stelle meinen Antrag, be
treffend

Aufhebung des Standrechts
zu beraten. Die Erſchießungen im Wege des Skandrechts er
ſtrecken ſich nicht nur auf Spartakiſten und Unabhängige ſon-
dern es werden auch ſchon Bürger erſchoſſen. Der Antrag Hoff
mann wird angenommen.

Nächſte Sitzung: Montag 12 Uhr:
S.) und Antrag v. Kries (Dtſch. Natl.)

Schluß 347 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 17. März 1919.

Abban des Belagerungszuſtandes.
Wie wir ſchon kurz berichteten, tagte im Sitzungsſaale der
auptpoſt am Freitagvormittag eine Konferenz mit General
aercker, zahlreichen führenden Perſönlichkeiten von Jnduſtrie

und Behörden und Mitgliedern des Aktionsausſchuſſes des
Generalſtreiks in Mitteldeutſchland. Nach vorhergegangenen

Antrag Hoffmann (U.

Forderungen aufgeſtellt: 1. Sofortige Aufhebung des Be
lagerungszuſtandes im geſamten Streikgebiet, 2. ſo
fortige Freilaſſung der ſeit Einrücken der Truppen Ver-
hafteten, mit Ausnahme der wegen Plünderung und Diebſtahls
Feſtgenommenen, 3. ſofortige Niederſchlagung
aller n anhängig gemachten Strafverſfahren,
4. die an der Mißhandlung der Verhafteten Schuldigen ſind zur
Verantwortung zu ziehen, 65. ſofortige Zurückführung
der Truppen aus dem Streikgebiet.

General Maercker bemerkte, daß der Ve lagerungszuſtand nur
wegen der vorgekommenen Plünderungen verhängt worden ſei.
Seine Ausdehnung auf das Jnduſtriegebiet ſei notwendig ge-
weſen, um auch dort Hausſuchungen nach Waffen vornehmen

u können. Es fehlten buchmäßig noch 3000 Gewehre, 2000Piſtolen und 20 Maſchinengewehre. Sollte vom Juſtizmini-
fterium die Ermächtigung erteilt werden zu Hausſuchungen,
dann ſtehe der Aufhebung des Belagerungszuſtandes nichts im
Wege. Ueber die Punkte 2 und 8 ſoll mit dem Reichsjuſtizamt

weiterverhandelt werden. tDie Arbeitervertreter forderten natürlich ſofortige Aufhebung
des Belagerungszuſtandes und Zurückziehung der Regierungs-
truppen aus Halle. Sie führten Beſchwerde darüber, daß die
Soldaten bei Hausſuchungen in Arbeitervierteln ſehr rückſichts-
los vorgehen, während man in den beſſeren und Villenvierteln
ſehr ſchonend anfragt, ob Waffen vorhanden ſeien und auf ver-
neinende Antwort ohne ausgiebige Unterſuchung weitergeht.

General Maercker erwiderte, für die Hausſuchungen beſtänden
allgemeine Grundſätze; es würde völlig unparteiiſch verfahren.
Der General mag des Glaubens ſein, ſeine Ofſiziere und
Mannſchaften ſcheinen ſich aber nach dieſen Grundſätzen ver
dammt wenig zu richten. Wegen der der Truppen
erklärte er, er habe ſich vollſtändig an die Vereinbarungen vom
7. März gehalten, er habe ſogar ſchon mehr Truppen zurück
gezogen, als er verpflichtet geweſen ſei. Man könne jedoch
gar nicht daran denken, in Halle jestt den Belage-
rungszuſtand aufzuheben. Es ſei ja ſchon bekannt,
daß am 26. März der Streik von neuem beginnen
werde, und zwar mit noch größerer Heftigkeit. Der General
iſt alſo auch ein Opfer dieſes unſinnigen Gerüchtes geworden,
das ſchon ſeit Tagen Stadt und Land durchſchwirrt. Von einer
ſolchen Abſicht oder einem derartigen Beſchluß müßten wir
ſchließlich doch auch etwas wiſſen. Auch den Arbeiterräten wäre
es wie Genoſſe Reiwand bei ſeiner Berichterſtattung im
Halliſchen Arbeiterrat ganz richtig bemerkte nicht verborgen
geblieben. Zunächſt hat doch der Generalſtreik eine Reihe Er-
folge gebracht. Es kommt ganz darauf an, wie die Zugeſtänd
niſſe eingehalten und in welchem Sinne und Tempo ſie aus-
geführt werden. Erſt dann, wenn die Arbeiterſchaft erkennen
müßte, daß ſie wieder mit leeren Reden betrogen worden iſt,
würde ſie zweifellos wieder einmütig zu dem Mittel des Gene
ralſtreiks greifen. Jetzt heißt es: Abwarten und an dem Aus-
bau des Errungenen arbeiten. Die unſinnige Geſchichte von
dem Streik am 26. März iſt unſeres Erachtens von bürgerlicher
Seite in die Welt geſetzt worden, um einen Vorwand für die
Aufrechterhaltung des Belagerungszuſtandes zu finden. Es
iſt eine glatt erfundene Unwahrheit. Das kapitaliſtiſche Bürger
tum fühlt ſich unter der Herrſchaft der Nosketruppen ziemlich
wohl und glanbt, jetzt noch ſeinen-kapitaliſtiſchen Machtgelüſten
Geltung verſchaffen zu können. Die rückſichtsloſen Maßrege
lungen beweiſen das. Behörden und Private pfeifen höhniſch
auf alle Abmachungen beim Abbruch des Streiks und alle Zu
ſagen der Regierung, daß Maßregelungen zu unterlaſſen ſind.

Das Bürgertum aber geht noch weiter. Es gründet eine
Bürgerwehr, bewaffnet ſich alſo, während man die Arbeiter
entiwaffnet hat und ſchwere Strafen verhängt über die, bei
denen man Maffen findet. Das ſchreckenerregende Urteil
gegen Genoſſen Koch zeigt, wie es gemacht wird. Jn anderen
Lokalen Halles ſind ebenfalls Waffen gefunden worden, aber
die Beſitzer oder Wirte dieſer Lokale ſind weder verhaftet noch
beſtraft worden. Der Herr General hat auf dieſe Frage er
klärt, dort ſeien die Waffen vor dem 6. März, alſo vor der Ab
lieferungsfriſt, gefunden worden. Das iſt immerhin merk
würdig. Eigentlich waren doch Hausſuchungen erſt nach dem
6. März noiwendig, denn bis dahin konnten ja die Waffen noch
abgeliefert werden. Und warum hat man da gerade ausgerech
net im Volkspark bis zum 7. März gewartet? General Maerder
behauptet, es würden noch einige Tauſend Gewehre verſteckt ge
halten. Wer will das nachprüfen unter den jetzigen Verbält
niſſen? Mit ſolchen „Gründen“ kann man den Velagerungs-
zuſtand noch lange aufrechterhalten. Es iſt aber vereinbart
worden, nochmals für ſtraffreie Waffenablieferung bis
zum 15. März aufzufordern. Die Annahmeſtellen geben wir
an anderer Stelle bekannt. Mit dieſer Vereinbarung iſt aber
auch die Unhaltbarkeit des Urteils gegen unſeren Genoſſen
Koch nochmals treffend beleuchtet. Wir hoffen jedoch, daß er
und auch Genoſſe Kilian bald wieder in die Freiheit zurück
kehren können. Anch Genoſſe Hennig, der Vertrauensmann
der Eiſenbahner, ſollte geſtern verhaftet werden. Er hat ſich
aber heute ſelbſt dem Unterſuchungsrichter geſtellt. Genoſſe
Meſeberg iſt in einer der letzten Nächte durch Landjäger aus der
Wohnung geholt worden. Alle Nachforſchungen nach ſeinem
Verbleib waren bisher ergebnislos. So iſt man allenthalben

keine Spur zu finden. Er hielt eine Rede, wie ſie jeder
am Werke, der Arbeiterſchaft Steine in den Leg zu legen, derſie ſich durch den Generalſtreik freige x zu legen, denEs wird aber
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gewirt, Khr Erworbenes veren mit General Vtaerder haben

a* g was erſtrebt wurde, aber das Erarbeiter r Je tſaritt dem weitere folgen werden,
Vereinbarungen lauien: er auf dem Poſten iſt.

der in den varden Ut
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Aktionsausſchuß für den General
intenſive Aufklärung für die Ab-

ſorgen, unter anderem auch durch
und Flugblattform.
Truppen aus dem Stadtbezirk Halle
März zugeſagt, nach Maßgabe der

Sperrzeit für das Stadtgebiet Halle wird auf die
eiten von 10 Uhr nachmit is r a tags bis 4 Uhr vormittags feſtgeſetzt.

Der Belagerungszuſtand für die Umgegend vzufgeboben nach Erſcheinen des Aufrufs ſege g. fre

l er auch ergterdin vor vorch eiſung des Juſtizminiſtersnach Waffen und Plündergut vorzunehmen. Hausſahangen

Arbeiter oder Beamtenrat!
Die geſtrigen Wahlen zum Arbeiterrat haben der Unabhängigen

Sozialdemokratie nicht jene Zahl von Mandaten gebracht, die man
erwarten mußte. Trotzdem hat die bürgerliche Preſſe keinen
Grund zu dem Jnbel, wie ſie ihn anſtimmt, denn die größte Zahl
der Simmen und Mandate hat immerhin doch noch unſere Partei
auf ihre Liſte vereinigt. Das Reſultat iſt folgendes
Liſte Oſterburg (U. S. V. D.) 119140 Stimmen 38 Mandate,
Liſte Sverl (Beamtenliſte) 11274 35 eLiſte Kleeis (Scheidemann-Soz.) 3869 12

Betrachten wir die einzelnen Bezirke bei ihrer Stinimabgabe, ſo
wird dieſes Reſultat erklärlich

Oſterburg Kleeis Sverl
Bezirk 9 138 97 87010 143 63 34812 188 69 31814 198 85 41816 175 79 33817 153 115 324149 80 327163 94 43046 115 117 485Dieſe Bezirke ſind uns ſeit jeher als die Beamtenbezirke bekannt,

a denen unſere Partei immer weit überflügelt wurde. Außerdem
beweiſen die Wahlen, daß es dem Beamtenausſchuß gelungen iſt,
den letzten Mann ihres dienſtlichen Apparats an die Wahlurne zu
bringen. Haben ſie voch in vielen Bezirken die Hälſte, oft bis zu
zwei Drittel der bei den Stadtverordnetenwahlen für die bürger-
lichen Liſten abgegebenen Stimmen auf ihre Veamtenliſte vereinigt,
während unſeren Anhängern bei der Kürze der Zeit ungeheure
Schwierigkeiten entgegenſtanden, um ihr Wahlrecht auszuüben.
Mehrere Tauſende von Arbeitern, die auswärts arbeiten
und nur Sonnabends nach Hauſe kommen, ſind ihres Wahlrechts
verluſtig gegangen. Hunderte von Arbeitern haben ſelbſt auf
dem Leunawerk trotz aller Bemühungen keine Wahlausweiſe er
halten. Reinemachefrauen haben in großer Zahl aus demſelben
Grunde nicht wäblen können. Auch eine große Zahl von
Arbeitsloſen, die im öffentlichen Arbeitsnachweis nicht eingetragen
werden, weil ſie nicht nach auswärts gehen wollen, ſind ihres
Wahlrechts verluſtig gegangen. Auf der anderen Seite
haben die Beamten alles aufgeboten, um ihre Stimmen zu ſteigern.
Es kamen zur Wahl Paſtoren, ſelbſt ſolchea.D.,Landgerichtsräte,
Profeſſoren, vielfach ohne genügenden Ausweis, ohne den ſie
oſt zur Stimmabgabe zugelaſſen wurden. Ein hoher Beamter
hat auf ſeine Steuereinſchätzung hin gewählt, denn ſein Vorge-
ſetzter ſei der Kultusminiſter, der Wahl wegen könne er doch nicht
nach Berlin fahren.

Ein Profeſſor fkandalierte lange Zeit im Wahlburean, weil er
auf Grund der Steuereinſchätzung zur Wahl nicht zugelaſſen werden
ſollte, bis man ihn dann wählen ließ. Dieſer „ge bildet e“ Herr
erzwang ſich ſein Wahlrecht durch ſeine Rüpeleien. Ein Ober-
bahn meiſter wählte ſelbſt auf ordnungsmäßige Legitimation
und legitimierte dann einen Sohn und zwei Töchter, die keine
Legitimation hatten als wahlberechtigt, und alle drei wurden
auch entgegen den klaren Beſtimmungen über die Beſcheinigungen
zur Wahl zugelaſſen. Eine ganze Anzahl Beſcheinigungen der Leung
werke wurden von einer Reihe Wahlleiter nicht anerkannt, weil
ſie nur unterſchrieben und nicht unterſtempelt waren, trotzdem auf
den Beſcheinigungen des Magiſtrats ſteht Unterſchrift oder Stempel.
Proteſtgründe gegen dieſe Wahl ſind alſo zur Gegnüge da. Jns-
beſondere iſt ja aber die Wahl der offenen Stimmenabyübe un-
gültig. Die Vorſchriften über die geheime Wahl iſt nicht eingehalten.

Tauſende von Arbeitern haben aber auch von ihrem Wahlrecht
keinen Gebrauch gemacht, weil große Maſſen des Volkes in ihrer
Not und ihrem Ernährungselend zur Verzweiflung getrieben ſind
und kanm noch eine Rettung durch Wahlen erwarten!!
Wenn andere vor der bald bekanntgewordenen offenen Abgabe
dentlich kenntlicher Stimmzettel zurückſchrecken ſo iſt das auch
eine begreifliche Erſcheinung.

Wie in Zukunft der „Arbeiterrat“ zuſammengeſetzt ſein
wird, ergibt folgende Feſtſtellung der Berufe der Neugewählten
die Beamtenliſte bringt 33 Beamte und Kaufleute und nur zwei
Handarbeiter die Liſte Kleeis 6 Beamte und 6 Arbeiter, während
die Liſte der Unabhängigen Sozialdemokratie 26 Handarbeiter und
12 Angeſtellte und Kaufleute aufweiſt. Alſo ſitzen in Zukunft im
„Arbeiterrat“ 51 Beamte, Kaufleute und Angeſtellte und nur
34 Handarbeiter.

Arbeitendes Volk! Deine Gleichaültigkeit, die geſtern bei den
Arbeiterratswahlen bewieſen wurde, hat nun den Beamten den
Einfluß in die Hand geſpielt. Der Beamtenſtreik hat Ench be
wieſen, weſſen dieſe Herren fähig ſind, wie ſie, um ihre Ziele zu
erreichen, Euch mitleidslos dem Hunger und dem Elend überliefern
wollten. Wir haben jetzt in Halle keinen Arbeiterrat mehr, ſondern
einen Rat der Paſtoren, Proſeſſoren- und ſonſtiger Beamte, alſo
von Leuten, die uns noch vor wenigen Wochen wegen Beleidigung
derklagt hätten, wenn wir ſie als „Bruder Arbeiter an
geſprochen hätten. Haben die Beamten mit Hilfe der Scheide
männer einen „Sieg“, über den ſie frohlocken, erreicht, ſo iſt das
nur ein Pyrrhnusſieg in der langen Reihe der Niederlagen.
Das arbeitende Volk wird aus dieſem Wahlkampf ſeine Lehre
ziehen und ſich nicht wieder überrumpeln laſſen. Die Bürger
lichen, denen fünf Tageszeitungen und Berge von Papier
zur Aufrüttelung ihrer Wähler in ausgiebigſten Maße zur
Verfügung ſtanden, hatten damit den größten Vorteil von der
kurzen Friſt bis zur Wahl, ebenſo wie dieſe ſchriftgewandten
Herren, die den Arbeitern in der überſtürzten Beſchaffung von
Wahlausweiſen überlegen waren. Das Volksblatt, als einziges
Blait der Arbeiter, konnte infolge größten Papiermangels und
einer techniſchen Betriebsſtörung gerade in den wenigen Tagen
vor der Wahl, nicht die geforderte Wahlpropaganda enifalten.
Viele, viele Arbeiterwähler erfuhren deshalb kaum etwas von der
Wahl. Andere wieder kannten die Vorausſetzungen nicht, und ſo
blieben ſie ohne Wahlausweis in Maſſen ohne ihr Wahlrecht. deuderei, d. S. Sinn n

Sollte die Ungältigkeitserklärung dieſer halben Wahl durchgeſetzt
werden, ſo werden die bürgerlichen Macher und ihre befreundeten
Regierungsſozialiſten nicht mehr lange jubeln. Dann würde der
Beamtenrat bald wieder ein Arbeiterat ſein, wie es ſich gehört.

Die Rechtsſozialiſten haben ſich nun zu entſcheiden, ob ſie eine
bürgerliche oder eine ſozialiſtiſche Politik im Arbeiterrat treiben
wollen. Nach ihrer bisherigen Haltung iſt damit zu rechnen, daß ſie
ohne Bedenken im holden Verein mit dem Bürgertum ihren Kampf
gegen die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft auch im Arbeiterrat fort
ſetzen werden. Die Bürgerlichen ſind ſich deſſen ſchon ziemlich
ſicher. Jn der Morgenausgabe der Saalezeitung kommt der
Jubel über den Wahlausfall und die Hoffnung auf die Zuſammen
r den Rechtsſozialiſten deutlich zum Ausdruck. Es

eißt da
Schon daraus geht hervor, daß die Bürgerlichen mit der Mehr

heits Sozialdemokratie über eine gründliche und ſichere Mehrheit
verfügen werden. Jetzt iſt es Sache der Mehrheits-
Sozialdemokratie, eine praktiſche Politik zu treiben, die ſich nur
Seite an Seite mit den durch die bürgerliche Wahlliſte ge
wählten Kandidaten durchführen läßt. Die Mehrheits-Sozial-
demokratie, die täglich von den Unabhängigen in unglaublicher
Weiſe beſchimpft wird, kann unmöglich ſich zu den Geſinnungs-
freunden der verbrecheriſchen Spartakiſten zurückfinden. Das er
öffnet die Ausſicht auf eine gedeihliche Zuſammenarbeit mit
den „Bürgerlichen“, von der wir hoffen wollen, daß ſie zum
Segen aller arbeitenden Klaſſen und damit auch zum Segen der
Stadt Hakle ausſchlägt.

Wir ſehen dieſer Verbrüderung mit Gelaſſenheit entgegen. Je
mehr die Rechtsſozialiſten in den bürgerlichen Sumpf geraten,
deſto eher werden alle die Arbeiter, die jetzt durch ihre Saum-
ſeligkeit zu dem Wahlausfall beigetragen haben, das Selbſt
ſchädigende ihres Verhaltens einſehen. Es iſt die letzte Wahl
ſicher noch nicht geweſen und die kommende Wahl wird zweifellos
ein anderes Ergebnis zeitigen.

Zur Waffenabgabe.
An die Einwohnerſchaft der Stadt Halle

Um eine möglichſt ſchnelle Aufhebung des Belagerungszuſtandes
durchzuſetzen, werden in Uebereinſtimmung mit General Maercker
von unſerer Seite Waffenablieferungsſtellen errichtet. Wir erſuchen
nunmehr alle diejenigen Perjonen, die ſich noch im Beſitze von
Waffen und Munition befinden, dieſe nach Eintritt der Dunkelheit
bei uns abzuliefern, oder ihre Adreſſen bei den unten bezeichneten
Stellen abzugeben, damit ſie von uns abgeholt werden können.
Wer bei uns ſeine Waffen abliefert, geht auch weiterhin völlig
ſtraffrei aus.

Bürger, Arbeiter, Einwohner! Befolgt den Ruf eurer Ver
trauensleute, macht von dieſer Einrichtung ausgiebigen Gebrauch.
Je ſchneller die Waffenablieferung, um ſo eher die Aufhebung des
Belagerungszuſtandes. Für die Stadt Halle ſind drei Waffen-
ablieferungsſtellen vorgeſehen: Süden Genoſſe Bruno Böttge,
Blücherſtraße 2; Mitte: Genoſſe Karl Reiwand, Harz 42/44;
Norden: Genoſſe Willi Rößler, Körnerſtraße 32.

Der Aktionsansſchuß für den früheren Generalſtreik.

Neuer Straßenbahnerſtreik?
Der Halliſche Magiſtrat will „ein Exempel ſtatnieren“.

Unſere bisherigen ſtädtiſchen Machthaber ſind in hellen Zorn
geraten, als ſie zu ihrem Leidweſen ſchen mußten, wie die An
geſtellten der Straßenbahn anläßlich des ſo glänzend verlaufenen
Generalſtreiks mit der Arbeiterſchaft gemeinſame Sache machten
und den Betrieb ſtill legten. Noch etwas Schlimmeres haben die
Straßenbohner verbrochen: ſie ſind mit ihrer eigenen Muſik an
der Spitze des gewaltigen Demonſtrationszuges marſchiert und
haben durch Vorantragen einer roten Fahne offen gezeigt, welcher
Geſinnung ſie jetzt ſind. So ein fürchterliches Staatsverbrechen,
mit der Unobhängigen Sozialdemokratie zu ſympathiſieren und frei
und unerſchrocken wirtſchaftliche Demokratie im Betriebe zu fordern,
muß ſtreng geahndet werden. Und ſo hat denn der Magiſtrat,
wie er ſelbſt angibi, auf Veranlaſſung des Straßenbahndirektors
Jakobs und des Fahrmeiſters Becker, zwei Vertrauensieuten
des Straßenbahnperſonals gekündigt. Der eine der Gekündigten
iſt zwölf Jahre, der andere vier Jahre im Dienſte der Straßen-
bahn. Beiden iſt im Dienſte nicht das Geringſte nachzuweiſen.
Sie ſollen nur deshalb gemaßregelt werden, um, wie Bürger
meiſter Seydel ſich ausſprach, wieder Ruhe und Ordnung
unter dem Perſonal zu ſchaffen“, denn der Magiſtrat habe
„mit Erſtannen“ erleben müſſen, daß ſich das geſamte Straßen-
bahnperſonal am verfloſſenen Generalſtreik beteiligt habe. (Die
Beteiligung der ſtädtiſchen Beamten hat das Erſtannen des Magi-
ſtrats natürlich nicht hervorzurnfen vermocht.) Deshalb müſſe aber
ein Exempel ſtatuiert werden und die beiden Gekündigten
ſeien dazu auserſehen

Zu dieſer offenſichtlichen Maßregelung nahmen am Freitag
und Sonnabend zwei ſtarkbeſuchte Straßenbahnerverſammlnngen
Stellung. Es wurde mit 345 gegen 4 Stimmen veſchloſſen, daß
ſich die Straßenbahner mit den Gemaßregelten ſolidariſch erklären
und gegebenenfalls bis zur Zurücknahme der Kündigungen
die Arbeit ruhen zu laſſen. Vorher ſolle aber noch durch
weitere Verhandlungen mit dem Magiſtrat und unter Anrufung
des Schlichtungsausſchuſſes der Verſuch gemacht werden, den vom
Magiſtrat hervorgerufenen Konflikt anf gütlichem Wege beizulegen.

Des weiteren beſchäſtigten ſich die Verſammlungen mit einem
„Streik und Straßenbabnertrinkgeld“ überſchriebenen Eingeſandt
in der Saale Zeitung. Einmütig waren die zu mehreren
Hundert verſammelten Stiaßenbahner der Anſicht, daß
die unter das Eleborat geſetzte Unterſchrift: Mehrere
Straßenbahner“ geeignet ſei, bei der Einwohnerſchaft
den Anſchein zu erwecken, als wären die Straßenbahner beim
verfloſſenen Generalſtreik in ihrer Mehrheit zu dem Streik „ver-
hetzt“ und gezwungen worden und daß es den Straßendahnern
weiterhin darauf ankomme, nach wie vor auf das von Fadrgäſten
geipendete ſogenannte Trinkgeld zu fahnden. Die Verſammelten
erklären dazu in einer einſtimmig angenommenen Entſchließung
folgendes

„Die Beteiligung am Generalſtreik geſchah durch alle Straßen
bahnengeſtelten freiwillig und aus Solidarität für die ubrige
Arbeiterſchaft, ſowie deshald, daß auch den Straßenbabnangeſtellten
das Mitbeſtimmungsrecht im Dienſtverhältnis eingeräumt würde.
Wegen des Trinkgeldes ſtehen die Verſammelten auf dem Stand-
puunkte, daß ſie es ihrer unwürdig erachten, um ein ſolches
deim Publikum zu betteln. Sie erschten vielmehr einen aus
kömmlichen Lohn als das, was ſie benötigen, und verzichten
gern darguf, was die angeblich unterzeichneten „Straßenbahner“
in dem Eingefandt zu erſchleichen ſuchen. Mit ſolchen Elementen
in ihren Reihen haben 99 Prozeut des Straßenbahnperſonals
nichts gemein“.

Dieſer wackere Beſchluß iſt gleichzeitig eine ſchallende Obrfeige
auf die dummfrechen Mäunler, die mit Hilfe ihrer Revolver-
preſſe täglich die infame Lüge hinausplärren, der Generagiſſtreik
ſei von den Führern „gemacht“ und die Arbeiter nur durch un-
erhörten Terror zum Feiern gezwungen worden. Und was den
Magiſtrat anbelangt, ſo wird anch ihm recht deutlich zu Gemüte
geführt werden, daß die in Weimar getroffenen Vereinbarungen
über Unterlaſſung von Maßregelungen auch für ihn bindend ſind.
Er wird ſchnell zur Einſicht tommen müſſen, daß die Zeiten der
„Exempel“ und des Hervorkehrens des „Herrn-im-Hauſe“-Stand-
punktes endgültig überwunden ſind.

Veranutwoert ich für Politik unr Parieingchrichten Karl Beck; für Halle uns Saal
kreie und für Aus der Provinz: Gotfliebh Ka arek: für Anze gen z ermann Schade
Verlag Votk. blatt, G. m b. H. Druck Halliſche Geuofſenſchaſtg Buch
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Unter dieſer Ueberſchrift hatten wir in Nr. 57 unſeres Blattes

berichtet, die Eiſenbahnverwallung ſcheine dazu überzugchen, mehrere
der am Sireik beteiligt Geweſenen nicht wieder an ihre frühere
Stelle zu ſetzen oder ſie überhaupt nicht wieder einzuſtellen. Nun
erkühnt ſich die Eiſenbahndirektion, uns unter Berufung auf den
berühmten t 11 des Preßgeſetzes eine ſogenannte Verichligung zu
ſenden, die folgenden Wortlaut hat

Die Eiſenbahndirektion maßregelt keinen Bedienſteten wegen
bloßer Beteiligung am Streik. Sie ſchreitet lediglich ein gegen
ſolche Streikteilnehmer, die aus Anlaß des Streiks Gewalltätig
keiten gegen Perſonen, Sachbeſchädigungen, Transportgefährdungen
und dergleichen begangen, an der Einrichtung des wilden Eiſen
bahnbetriebes ſich beteiligt oder ſonſtwie, insbeſondere auch gegen
das Straſgeſetz, vergangen haben. Die Maßnahmen dex Eiſenbahn-
direktion ſind völlig unabhängig von den Wünſchen und Forderungen
des Beamtenrats. Richtig iſt allerdings, daß die geſamte Eiſen-
bahnbeamtenſchaft in Halle einmütig durch den zu ihrer Vertretung
berufenen Beamtenrat die Forderungen erhoben hat, es ſollten die
Bedienſteten, die ſich beim Streik gegen das Strafgeſetz vergangen
haben, der richterlichen Beſtrafung zugeführt werden.

Wir ſtellen demgegenüber feſt, daß die Eiſenbahnverwaltung trotz
ihrer Berichtigung doch ganz erhebliche Maßregelungen vorgenommen
hat. Der ganze Schlichtungsausſchuß der Eiſenbahner iſt bis heute
noch nicht wieder eingeſtellt. Allerdings hat die Verwaltung bei
allen Maßregelungen Vergehen vorgeſchützt, die die Entlaſſenen
angeblich begangen haben ſollen. Sie hat aber bereits in einer
Anzahl von Fällen durch nachträgliche Wiedereinſtellung zugeſtehen
müſſen, daß dieſe „Gründe“ nicht ſtichhaltig waren. Trotzdem ſind
noch nahe an 30 Mann nicht wieder eingeſtellt, alle unter Vor
wänden, die augenſcheinlich an den Haaren herbeigezogen ſind.
Das ſind eben nach unſeren Begriffen Maßregelungen. Die Eiſen
derer werden darüber das letzte Wort wohl noch nicht geſprochen

aben.

Die Lebensmittelvorräte im Volkspark. Von ber Volks-
parkverwaltung geht uns folgende Mitteilung zu: Jn der
Halliſchen Preſſe werden Angaben gemacht uber große Funde
von Lebensmitteln, die dort bei einer Hausſuchung zutage ge-
fördert wurden. Beſchlagnahmt ſind zirka 8 Zir. Rudeln, 5 Ztr.
Mehl, 1 Ztr. Kartoffelmehl, 2 Ztr. Bohnen, h Ztr. Graupen,
i Ztr. Haferflocken /4 Ztr. minderwertige Erbſen, 1 h Ztr.
Rindfleiſch. Dieſen Angaben gegenüber möchten wir feſtſtellen,
daß der Verwalter, Genoſſe Emil Koch, angewieſen war, alle
Vorbereitungen zu treffen, daß die Jnſaſſen des im Volkspark
befindlichen Lazaretts möglichſt gut ernährt werden und vor
allem Sorge zu tragen, daß in der Ernährung der Kranken
keine Schwierigkeiten entſtehen. Da ſorilaufend bis zu 300 Ver
wundete und Kranke zu verpflegen waren, ſo haben natürlich
größere Vorräte angeſammelt werden muſſen. Die Anſamm-
lung war möglich, da in den Monaten vorher ſehr viel Gemüſe
und ähnliche Nohrungsmitte! zu haben waren und auch in
großen Mengen beſchafft worden ſind. Dieſe Vorräte ſollten
dann in den ſpäteren gemüſearmen Monaten zur Ernährung
der Kranken verwendet werden. Es liegt eine Beſchernigung
vor, daß ſämtliche Beſtände der Lazarettverwal-
tung gehören. Allgemein anerkannt wird, daß die Ver-
pflegung im Volksparl- Lazarett den übrigen Lazaretten ſtets
als Muſter gelten konnte. Dieſe Aufklärung glaubt die Ver-
waltung der Oeffentlichkeit gegenüber ſchuldig zu ſein. Die
Verwaltung des Volksparks. J. A.: Karl Reiwand.

Die Jugeundweihe findet am Sonntag, den 30. März, vor
mittags 10 Uhr, im Volkspark ſtatt unter freundlicher Beteiligung
des Arbeiter -Sängerchors. Die Weiherede hält der Abgeordnete
Paul Hennig. Weitere Meldungen werden im Partei-Sckretariat,
Harz 42/44, Zimmer 24, entgegengenommen.

Eiſenbahnerverband. Morgen, Dienstag, abends Punkt 6 Uhr,
im Gewertkſchaftshauſe zu Halle: Allgemeine Funktionär-
ſitzung im Beiſein der Bezirksleitung und des Verbands
vorſtandes. Alle in Frage kommenden Kollegen, Vertrauensleute,
Kaſſierer uſw., werden erſucht, zu erſcheinen.

Kriegsanleihe Zinsſcheine. Die am 1. April fälligen Zins
ſcheine der Deutſchen Kriegsanleihen werden bereits vom 21. März
ab bei den Poſtanſtalten eingelöſt.

Stadttheater. Heute, Montag, gelangt Das Dreimäderl-
haus zur Aufführung. Es ſei darauf hingewieſen, daß alle Vor
ſtellungen ab heute um 6 Uhr beginnen. Dienstag Dies irage,
Mittwoch Der Barbier von Sevilla, Donnerstag Der fliegende
Holländer, Freitag Der G'wiſſenswurm, Sonnabend Lohengrin.

Ein Mord? Am Freitag früh bemerkten Paſſanten auf der
Hafenbrücke, die neben der Rauchfußbrauerei über die Saale
führt, auf dem Fußſteig, etwa 20 Meter vom rechten Uefer ent-
fernt, zwei größere friſche Blutlachen. Genauere Beſichtigung
ergab, daß einzelne kleine Blutſpritzer ſchon vom rechten Ufer
bis zu den beiden größeren Lachen vorhanden ſind. Die Unter-
ſuchung hat zweifelsfrei ergeben, daß es ſich um Menſchenblut
handelt. Auch Teilchen von Gehirnmaſſe und einige kurze
dunkelblonde Haare fanden ſich in der größeren Blutlache. Da
die Blutſpuren von letzterer augenſcheinlich keine Fortſetzung
nach der linken Flußſeite finden, muß mit der Möglichkeit ge-
rechnet werden, daß ein verwundeter Menſch während der Nacht
von der bezeichneten Stelle über das Geländer in die Sauſe
geworfen worden iſt. Wer irgendwelche Angaben machen kann,
wird gebeten, ſich alsbald bei der Kriminalpolizei, Dreyhaupt-
ſtraße 4, Zimmer 38, zu melden.

Wo iſt Karl Meſeberg? Unſer Genoſſe Meſebderg, der als
Vertrauensmann der Matroſenkompagnie in den letzten
Monaten den weiteren Kreiſen der Parteigenoſſen bekannt ge
worden iſt, iſt am Donnerstag von einem Landesjäger in Offi-

iersuniform verhaftet worden, um von ſeiner Wohnung in der
oſadowſkyſtraße nach dem Elektrizitätswerk „in Schugzhaft“

gebracht zu werden. Trotz aller Nachforſchungen nach ſeinem
Verbleib iſt er in allen Gefängniſſen von Halle nicht zu ent-
decken, ſo daß er ſeitdem ſpurlos verſchwunden erſcheint. Sollen
wir auch hier in Halle einen Fall Luxemburg erleben können?

Schießereien vhne Ende. Wie der Polizeibericht ſagt,
wurde in der Nacht zum Sonntag an der Ecke der Ludwig-
Wucherer-Straße und Kaiſerſtraße ein Schuß abgefeuert. Ein
Mitglied der Stadiwehr, das auf einem Dache in der Viktor-
Scheffel-Straß- eine Perſon vermutete, gab dorthin drei
Schüſſe ab. In einem Hofe der Goetheſtraße wurden vermutlich
auf Einbrecher von Regierungstruppen ſcharfe Schüſſe abgegeben
und auch zwei Handgranaten geworfen. Hierbei gingen eine
Anzahl Fenſterſcheiven in Trümmer. Jn der Kl. Ulrichſtraße
wurden mehrere Schüſſe von unbekannten Tätern abgegeben.
Jn der Ludwig-Wucherer-Straße wurden in der vorletztenNacht mehrere Schüſſe abgegeben, weil Bewohner eines
Grundſtückes auf Zuruf nicht ſofort die Fenſter
ſchloſſen. (1)

Ein Opfer der Schießerei. Ein 13jähriger Knabe wurde
Sonntag nachmittag in der Ritterſtraße von einem noch nicht
ermittelten Täter erſchoſſen.

Ammenvorf. Die Sitzung des großen Arbeiter-
rates des Amtsbezirkk Ammendorf findet Dienstag, nach-
mittags 83 Uhr, im Sitzungsſaale des Amtes Ammendorf ſtatt.
Alle Arbeiterräte müſſen vertreten ſein. J. A. Schiepe.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Neuwahl des Arbeiterrates. Nach einer

Verfügung des Hentralrates ſind die örtlichen Arbeiterräte neu
zu wählen. Eine Neuwahl kann unterbleiben, wenn ein Einſpruch
gegen die Unterlaſſung Wie aus einer3der Wahl nicht erfolgt.
Bekanutmachung des Magiſtrats hervorgeht, ſind Anträge ſofort
beim Magiſtrat zu ſtellen. Die deutſche demokratiſche Partei
Orteverein Merſeburg) hat gegen die Gültigkeit und Zuſammen
ſetzung des hieſigen Arbeiterrates Einſpruch erboben, wesholb der
Arbeiterrat anch hier neu gewählt werden muß. Die Wahl dürfte
jedenfalls am kommenden Sonntag ſtaufinden,
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Der Verkauf von Kaſſe Erſag wird wie folgt geregel“:

Der Verkauf veginnt am Dienstag, den 18. März. Zär
jede Perſon eines Haushaltes kann ein halbes Pfund abgegeben werden. Der Verkaufspreis für Kafſee-Erſatß
mittel beträgt: für Ware, die in geſchloſſenen Vackungen
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Kingetragen ſind. Die Abgabe hat unter Abtrennung der

Wwe. Marke 285 des Warenbezugsſcheines 20 zu erfolgen. Jeder
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5 baft Kodanolung, iengjan- H bei dem Ken meines lieben Mannes, Vaters,z me rige Krkakrung. Bau Sohnes, Vruders, Schwagers und Onkels, des
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J die ſeinen Sarg ſo reich mit Blumen ſchmückten und

müſſen Sie jegt, denn gute
neue Artikel ſind geſucht.
Haben Sie eins Erfindung.
wenden Sie ſich an uns
J Wollen Sie etwas erfind.,
verlang. Sie ſofort un ere
Nroſch. mit 343 Aufgaben

gegen Nachn. oder Vor

für Metall- und Eisengiesseroel, ferner

Meere Modellkermer I Kernmacher
Kaſſeler Bahn in Tentſchenthal: zum sofortigen Kintritt gesueoht.

einſendung von Mk. 2
Verſammlung. e Angebote erbeten an e

Tagesordnung: 4 T 9 Julius glancke Co. e

W. das letzte Geleit gaben, unſern innigſten Dank.
vem Bonarbeiterverbaud für die e lauch Herrn Paſtor Jahr für die wroſre

h Worte am Grabe.
h m Namen der Hinterbliebenen 5

Frieda Süobse geb. Sohuster und Kinder.
S ſtarbit ſo früh und wirſt ſo ſchwer vermitzt,

erlaſſen bin ich und deine lieben Kinder.
d tauſend Dank für deine Lied' und Mäd',

für ſen i n He zen ſi W1. J einer Diſtriktsleitung. R. h. H. NMersehure. See a i. i L2. Verbandsangelegenheiten. h v r W508cht aller Kollegen iſt, vollzählig zu er Seciam. ünmgerer Möheltischler S Aus einem tatenroſen en Leben wuge

c ort 0 s unser umvergeßlicher Freundhaar- Praxis „Fara m Paul V. Seggern, Kraiſwiuzereir 57 Karl Oesterling 5650
ne Stadtbad. Tüchtigen 5 Jeschirrüuhrer genommen. Edet als Künstler und Mensch. Ein charakterfester

meine werte Kundſchaft der Bedarf ſich p. Ho rm, n e C. Cöer, H. Knaufhe, W. I0de, R. Horn.C

letzt nur nach Große Ulrichſtraße 47, et decker e Anpert, el

zu bem ühen, wtellt rn n e een u Be r ütto Woller, ne dehle
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